
◄ Mdt. z. K. 
Rücksprache j Wiedervorlate ► 

DGB Rechtsschutz GmbH

Büro Münster

0 8. JULI 2022

Erledigt .............. \ Fristen+ Termin� \ Bearbeitet ••••••••• 

Sozialg�richt Münster 

Az.: S 24 R 214/21 

Im Namen des Volkes 
. 

Urteil 

1 n dem Rechtsstreit 

 

Kläger 

Proz.-Bev.: 

Verkündet am: 25.05.2022

 Regierungshauptsekretäri

n als Urkundsbeamtin 

der Geschäftsstelle 

DGB Rechtsschutz GmbH Büro. Münster, Bervatiiplatz 3, 48143 Münster 

gegen 

Beklagte 

hat die 24. Kammer des Sozialgerichts Münster auf die mündliche Verhandlung 
vom 25.05.2022 durch den Vorsitzenden, den Richter am Sozialgericht ..., sowie die 
ehrenamtlichen Richter ... und ... für Recht erkannt: 



- 2 -

Die Beklagte wird unter Abänderung des Bescheides vom 04.05.2020 in der 

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 03.03.2021 dazu verurteilt, dem 

Kläger eine Rente wegen votiler Erwerbsminderung ausgehend von einem 

Leistungsfall am 17.06.2019 -aiuf Dauer zu gewähren. 

Die Beklagte trägt die außerg�richtlichen Kosten des Klägers. 

Tatbestand: 

Die Beteiligten streiten über die Gewährung einer Rente wegen Erwerbsminderung, ins­
besondere um das Vorliegen der medi�jnischen Voraussetzungen eines Leistungsfalles 
der Erwerbsminderung. 

Der am 10.05.1976 geborene Kläger b$antragte bei der Beklagten am 17.06.2019 die 
Gewährung einer Rente wegen Erwerb�minderung und begründete diesen Antrag mit ei­

ner Polyneuropathie an d�n Händen und Füßen. Er halte sich für seit Mai 2017 erwerbs­
gemindert. 

Die Beklagte nahm Ermittlungen hinsic�tlich der medizinischen und versicherungsrechtli­
chen Voraussetzungen auf, holte Befundberichte ein, ließ den Kläger durch die Fachärz­

tin für Neurologie Dr. H  nach Aktenlage begutachten, die - ausführte, es bestehe 
auch ohne Hilfsmittel eine ausreichende Gehfähigkeit des Klägers, und lehnte mit Be­
scheid vom 04.05.2020 die Gewährung! einer Rente wegen Erwerbsminderung ab. Der 
Kläger sei unter Beachtun� der Einschränkungen, die sich aus seinen Krankheiten oder 
Behinderungen ergeben, in der Lage, noch mindestens sechs Stunden täglich unter den 
üblichen Bedingungen des allgemeinen ,4rbeitsmarktes erwerbstätig zu sein. 

Der Kläger erhob gegen d�n ablehnenden Bescheid der Beklagten Widerspruch. Er kön­
ne keine 500m ohne große Schmerzen bewältigen. 

Die Beklagte legte .die Widerspruchst;>�Sründung ihrer Abteilung für Sozialmedizin vor, 
ließ den Kläger durch den Facharzt für �eurologie und Psychiatrie Dr. K  untersu-
chen und begutachten und wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 
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03.03.2021 als unbegründet zurück. Di� Erwerbsfähigkeit des Klägers sei nicht auf ein 
rentenberechtigendes Niveau gesunken. i 

', 

Hiergegen hat der Kläger Klage erhobe�. Er wiederholt sein Vorbring.en aus dem Verwal-
tungsverfahren. 

Der Kläger beantragt, 
die Beklagte unter Abänderung dss Bescheides vom 04.05.2020 in der Gestalt des 
Widerspruchsbescheides vom 03:03.2021 zu verurteilen, ihm eine Rente wegen 
Erwerbsminderung ausgehend vo� einem Leistungsfall am 17.06.2019 zu gewäh­
ren. 

Die Beklagte beantragt, 
die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte hält ihre VerwaltungsentsGheidung, insbesondere hinsichtlich der Beurtei- 
lung der Leistungsfähigkeit des Klägers, weiterhin für rechtmäßig. 

Das Gericht hat die Verwaltungsakten· d�r Beklagten beigezogen, Befundberichte einge­
holt und den Kläger durch. Facharzt für Neurologie Dr. K. und den Facharzt für 
Ortho­pädie Dr. B. untersuchen und begutachten lassen. Die Sachverständigen 
stellen ausweislich der Ausführungen in ihren $utachten vom 30.10.2021 und vom 
23.12.2021 die Diagnosen einer leichten Nervenfunktionsstörung vorwiegend der Beine 
nach viralem Infekt, eines Verschleißleidens der WirbJlsäule mit Bandscheibenschäden. 
Die Gutachter kommen zu dem Ergebnis, der Kläger könne noch körperlich leichte 
Tätigkeiten im tägli­chen Umfang von sechs Stunden und mehr ausüben. Es sei nicht mit 
betriebsunüblichen Pausen oder längeren Ausfallzeiten zu. rechnen. Der Kläger könne 
aber nicht mehr vier Mal am Tag etwas mehr a.l s 500m in je�eils .etwas weniger von 20 
Minuten zurücklegen. Weitere Gutachten seien nicht erforderlich. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des übrigen Vorbringens der Be­
teiligten wird auf den lnha_lt der Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakten 
der Beklagten Bezug genommen, der zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung ge­
macht worden ist. 
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Entscheidungsgründe: |

Die im Wegeder objektiven Klagehäufuifig nach § 54 Abs. 4 und § 56 Sozialgerichtsge-

setz (SGG) erhobene, als kombinierte ^nfechtungs- und Leistungsklage gemäß § 54

Abs. 1 Satz 1 Var. 1, Abs. 5 SGG statthafte und auch im Übrigen zulässige Klage ist be-

gründet.

Der Kläger ist durch den angefochtenen ßescheid vom 04.05.2020 in der Gestalt des Wi-

derspruchsbescheides vom 03.03.2021 Üeschwert, § 54 Abs. 1 Satz 2 SGG. Denn dieser

ist rechtswidrig, § 54 Abs. 2 Satz 1 SGG.

Die Beklagte hat zu Unrecht einen Anspruch des Klägers auf Gewährung einer Rente we-

gen Erwerbsminderung nach den Bestirpmungen des Sechsten Buch Sozialgesetzbuch

(SGB VI) abgelehnt.

Versicherte haben bei Vorliegen d^r versicherungsrechtlichen Voraussetzungen

(§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 bzw. § 4? Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 SGB VI) Anspruch auf

Rente wegen teilweiser Erwerbsminden^ng, wenn sie teilweise erwerbsgemindert sind

(§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI), bzw. ^uf Rente wegen voller Erwerbsminderung, wenn

sie voll erwerbsgemindert sind (§43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB VI).

Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf

nicht absehbare Zeit außerstande sind, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen

Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden täglich erwerbstätig zu sein (§43 Abs. 1

Satz 2 SGB VI).

Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, ^\e wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht

absehbare Zeit außerstande sind, unter |den üblichen Bedingungen des allgemeinen Ar-

beitsmarktes mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein (§ 43 Abs. 2 Satz 2

SGB VI). Erwerbsgemindert ist hingegen nicht, wer unter den üblichen Bedingungen des

allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden täglich erwerbstätig sein kann;

dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage njcht zu berücksichtigen (§ 43 Abs. 3 SGB VI).
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Die dargestellten Voraussetzungen liegen vor. Der Kläger ist voll erwerbsgemindert im 
vorgenannten Sinne. Hierbei liegen auch die allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen, 
insbesondere die besonderen versicheryngsrechtlichen Voraussetzungen vor. Etwas an­
deres ist nicht geltend gemacht worden .und ist für die Kammer auch nicht ersichtlich. 

Der Kläger ist voll erwerbsgemindert im :sinne des § 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 SBG
VI. 

Bei dem Kläger bestehen nach dem Ergebnis der gerichtlichen Beweisaufnahme folgende 
Gesundheitsstörungen, die Auswirkungeh auf deren Leistungsvermögen im Erwerbsleben 
haben. 

Auf neurologisch-psychiatr.ischen Fachgebiet besteht eine leichte Nervenfunktionsstörung 
vorwiegend der Beine nach viralem Infekt. 

Auf orthopädischem Fachgebiet besteht ein Verschleißleiden der Wirbelsäule mit Band­
scheibenschäden 

Diese Gesundheitsstörungen ergeben sibh aus dem Gutachten der im gerichtlichen Ver­
fahren von Amts wegen gehörten Sach'l(arständigen Dr. K. und Dr. B. Die Gutach­ten vom 
30.10.2021 und v.om 23.12.2021 sind in sich schlüssig und nachvollziehbar. Sie beruhen 
auf einer eingehenden persönlichen Untersuchung des Klägers und einer um­
fassenden Auswertungen der aktenkun�igen Befunde. Es ist nicht ersichtlich, dass die 
genannten Sachverständigen Befunde. unvollständig erhoben haben. Die Kammer hat 

keinen Anlass, den Diagnqsen des Sachverständigen nicht zu folgen. 

Aufgrund der festgestellten Gesundheit�störungen ist das Leistungsvermögen des Klä­
gers auf körperlich leichte Tätigkeiten. Jihiitiert, wobei Tätigkeiten in überwiegend wech­
selnder Körperhaltung ve�richtet werden müssen. Die Körperhaltung sollte jederzeit frei 
wählbar sein. ·Arbeiten im Knien, Hocken oder Bücken sind ebenso wenig möglich wie 
Überkopf- und Überschulterarbeiten odet Arbeiten in Zwangshaltungen. Gerüst- und La­
gerarbeiten sind nicht möglich, ebens.q �enig wie Arbeiten mit Besteigen von Regallei­
tern. Es können geistig n�r einfache Tätigkeiten ausgeübt werden mit geringen Anforde-
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rungen an Konzentration, Reaktion, Übe�rsicht, Aufmerksamkeit, Zuverlässigkeit und geis­
tige Beweglichkeit. Diesem individueller Leistungsbild entsprechende Tätigkeiten sind 

dem Kläger in einem Umfang von täglich:sechs Stunden und mehr möglich. 

Mit diesen Feststellungen .zum gesundheitlichen Leistungsvermögen des Klägers im Er­
werbsleben folgt die Kammer ebenfalls d�n ausführlichen und schlüssig begründeten Dar­
legungen in den schriftlichen Gutachte� der im gerichtlichen Verfahren gehörten Sach­
verständigen Dr. K. und Dr. B. bie Kammer ist der Überzeugung, dass die von den 
Sachverständigen vorgenommene: Leistungsbeurteilung dem tatsächlichen Leis­
tungsvermögen der Klägerin im Erwerbs/eben entspricht. Die Kammer sieht keine Veran­
lassung, an der Kompetenz der Sachve�ständigen, den Gesundheitszustand des Klägers 
begutachten zu können, Zweifel zu hegen. 

Über die (gesetzliche) Definition des Versicherungsfalles der vollen Erwerbsminderung 
hinaus sind auch die Versicherten voll eirwerbsgemindert, die noch einer Erwerbstätigkeit
von mindestens sechs Stunden nachgßhen können, für die der Arbeitsmarkt aber auf­
grund einer aufgehobenen. Wegefähigkeh verschlossen ist. 

Der Arbeitsmarkt gilt als verschlossen, )Nenn der Versicherte den Weg zur Arbeitsstelle 
nicht ;2urücklegen kann 

. 

(Ulrich Freuder.,l;J�rg in: SchlegelNoelzke, jurisPK-SGB VI, 2. Aufl. 
' 

2013, § 43 SGB VI, Rn. �0-9). Denn auch in diesem Fall ist er - trotz möglicherweise 
sechsstündigen oder gar vollschichtigen !Leistungsvermögens - nicht in der Lage, mit sei­
nem Restleistungsvermögen Erwerbseinkommen zu erzielen (Ulrich Freudenberg in: 
SchlegelNoelzke, jurisPK-SGB VI, 2. A4fl. 2013, § 43 SGB VI, Rn. 209). Maßgebend ist 
nicht der konkrete Weg von der Wohnung des Versicherten zu einer Arbeitsstelle, son-

. 

' 

dem ein generalisierender Maßstab, der! zugleich den Bedürfnissen einer Massenverwal­
tung Rechnung trägt (Ulrich Freudenbe�g in: SchlegelNoelzke, jurisPK-SGB VI, 2. Aufl. 
2013, § 43 SGB VI, Rn. 210). Danach _mus� der Versicherte noch in der Lage sein, ent­
weder täglich viermal eine. Wegstrecke vpn etwas mehr als 500 m innerhalb von 20 Minu­
ten zu Fuß zurückzulegen und öffentliche Verkehrsmittel während der Hauptverkehrszeit 
zu benutzen (Ulrich Freudenberg in: SchlegelNoelzke, jurisPK-SGB VI, 2. Aufl. 2013, 
§ 43 SGB VI, Rn. 210). Bei der BeurteJlüng der Mobilität des Versicherten sind alle ihm
tatsächlich zur Verfügung �tehenden Hilfsmittel (z.B. Gehstützen) und Beförderungsmög­
lichkeiten zu berücksichtigen. Das schlie1ßt vor allem die Möglichkeit der Benutzung eines
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(in der Regel eigenen) Kfz oder Fahrraqs oder das Innehaben eines in zumutbarer Ent-
fernung liegenden Arbeitsplatzes bzw. qas Angebot eines solchen ein ( Ulrich Freuden-

berg in: SchlegelNoelzke, jurisPK-SGB.\(I, 2. Aufl. 2013, § 43 SGB VI, Rn. 210). 

Nach den Ausführungen der Sachverst�n_digen kann der Kläger die notwendige Strecke
nicht mehr in der notwendigen Zeit bewältigen (vgl. nur Gutachten des Dr. K., Seite 18). 

i 

Auch dies deckt sich vollständig mit der:ri Eindruck, den die Kammer während der mündli­
chen Verhandlung vom Kläger gewinne� konnte. Die Bewegungen waren schlurfend und 
langsam. 

Kann ein Versicherter die genannten W�ge nicht mehr zurücklegen oder öffentliche Ver­
kehrsmittel nicht benutzen, reicht es alt�rnativ, wenn ihm ein Kfz werktäglich zur Verfü­
gung steht (Ulrich Freudenberg in: SchlegelNoelzke, jurisPK-SGB VI, 2. Aufl. 2013, § 43 
SGB VI, Rn. 213). Das wird in der Regel der Fall sein, wenn es ihm selbst gehört. Es ge­
nügt aber, wenn er jederzeit Zugriff auf .das einem Dritten gehörende Kfz haben kann, oh­
ne den Ausschluss von s_einer Benutz�ng fürchten zu müssen ( Ulrich Freudenberg in: 
SchlegelNoelzke, jurisPK-SGB VI, 2. Aufl. 2013, § 43 SGB VI, Rn. 213). Auch die Fähig­
keit, ein Kfz zu benutzen, kann aber krankheitsbedingt eingeschränkt sein ( Ulrich Freu­

denberg in: SchlegelNoelzke, jurisPK-S.GB VI, 2. Aufl. 2013, § 43 SGB VI, Rn. 213). 

Nach den glaubhaften Ausführungen d<:rs glaubwürdigen Klägers hat dieser kein Fahr­
zeug zur Verfügung. Das Fahrzeug, da� in seinem Eigentum steht, ist beschädigt und 
nicht mehr fahrtauglich. Es sei ihm auch. tlicht möglich, es zu reparferen. 

Die hieraus folgende Rente wegen voller Erwerbsminderung war gemäß § 102 Abs. 2 
Satz 5 SGB VI nicht zu befristen, weil unwahrscheinlich ist, dass die Minderung der Er­
werbsfähigkeit behoben werden kann ... 

Die Kostenentscheidung beruht auf§§ 183, 193 SGG und trägt dem Ausgang des Verfah­
rens Rechnung. 
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Rechtsmittelbelehrung:

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden.

Die Berufung ist innerhalb eines Monats hach Zustellung des Urteils beim

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Zweigertstraße 54,45130 Essen
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schriftlich oder mündlich zur Niederschri

zulegen.
ft des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle ein-

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenr) die Berufung innerhalb der Frist bei dem

Sozialgericht Münster, Alter Steinweg ^5, 48143 Münster

schriftlich oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle ein-

gelegt wird.

Die Berufungsschrift muss. bis zum Ablai}if der Frist bei einem der vorgenannten Gerichte
eingegangen sein. Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag
enthalten und die zur Begründung dienepden Tatsachen und Beweismittel angeben.

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments ge-
wahrt, das für die Bearbeitung durch das|Gericht geeignet ist und

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und über das Elekt-
ronische Gerichts- und Verwaltungspostf^ch (EGVP) eingereicht wird oder

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg
gem. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (ßGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur
qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die techni-
sehen Rahmenbedingungen des elektrör(ischen Rechtsverkehrs und über das besondere
elektronische Behördenpostfach (Elektr^nisGher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in
der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes und der Länder
(www.justiz.de) können nähere lnformatic(nen abgerufen werden.

Zusätzlich wird darauf hingewiesen, das^ einem Beteiligten auf seinen Antrag für das Ver-
fahren vor dem Landessozialgericht unter bestimmten Voraussetzungen Prozesskosten-
hilfe bewilligt werden kann.

Gegen das Urteil steht den Beteiligten dije Revision zum Bundessozialgericht unter Über-
gehung der Berufungsinstanz zu, wenn der Gegner schriftlich zustimmt und wenn sie von
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dem Sozialgericht auf Antrag durch Besqhluss zugelassen wird. Der Antrag auf Zulassung 
der Revision ist innerhalb �ines Monats hach Zustellung des Urteils bei dem Sozialgericht 
Münster schriftlich zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem Antrag beizufügen. 

1 

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf !Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so 
beginnt mit der Zustellung dieser Ents9�eidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem, 
sofern der Antrag auf Zulassung der Reyision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt 
und die Zustimmungserklätung des Gegners beigefügt war. 

Die Einlegung der Revision und die Zustimmung des Gegners gelten als Verzicht auf die 
Berufung, wenn das Sozialgericht die Reyision zugelassen hat. 

Schriftlich einzureichende Anträge und Srklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch 
eine Behörde oder· durch eine juristisch� Person des öffentlichen Rechts einschließlich 
der von ihr zu Erfüllung ihrer öffentlicheni Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse einge­
reicht werden, sind als elektronisches Dokument zu übermitteln. Ist dies aus technischen 
Gründen vorübergehend nicht möglich, i bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen 
Vorschriften zulässig. Die_ vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung 
oder unverzüglich danach glaubhaft zu !machen; auf Anforderung ist ein elektronisches 
Dokument nachzureichen. Gleiches gilt! für die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertre­
tungsberechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 65a Absatz 4 
Nummer 2 SGG zur Verfügung steht(§. ?Sd SGG). 

... 

Beglaubigt 
Münster, 07.07.2022 

..., Regierungsamtsinspektorin \ : 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle\ 

Dieses Schriftstück wurde maschinell erstellt und i:st ohne Unterschrift gültig, § 169 Abs. 3 ZPO. 




